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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2738/93 DER KOMMISSION
vom 5 . Oktober 1993

zur Einstellung einer Ausschreibung betreffend die Lieferung von Getreide im
Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Nahrungsmittelhilfepo­
litik und Verwaltung ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1930/90 (2), insbesondere auf Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Kommission hat mit der Verordnung (EWG)
Nr. 2590/93 (3) eine Ausschreibung für die Lieferung von
61 678 Tonnen Getreide im Rahmen der Nahrungsmit­
telhilfe eröffnet. Da die Lieferbedingungen für die Partie

E einer erneuten Prüfung unterzogen werden sollten, ist
die Ausschreibung für diese Partie einzustellen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Für die Partie E des Anhangs I der Verordnung (EWG)
Nr. 2590/93 ist die Ausschreibung eingestellt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 370 vom 30. 12. 1986, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 174 vom 7. 7. 1990, S. 6 .
(3) ABl. Nr. L 238 vom 23. 9 . 1993, S. 7.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2739/93 DER KOMMISSION
vom 4. Oktober 1993

zur endgültigen Festsetzung der vom 1 . Juni bis zum 31 . August 1993 geltenden
Beihilfe für Baumwolle für das Wirtschaftsjahr 1993/94

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Griechenlands,
insbesondere die Absätze 3 und 10 des Protokolls Nr. 4
über Baumwolle, geändert durch die Akte über den
Beitritt Spaniens und Portugals, insbesondere durch das
Protokoll Nr. 14 sowie durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1553/93 des Rates ('),
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 des Rates
vom 27. Juli 1981 zur Festlegung der allgemeinen
Vorschriften der Beihilferegelung für Baumwolle (2),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1 554/93 (3), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 ,
nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Da eine Verordnung über die Beihilfekürzung, die sich
gegebenenfalls aus den für das Wirtschaftsjahr 1993/94
festgelegten garantierten Höchstmengen ergeben würde,
noch ausstand, wurden die vom 1 . Juni bis zum
31 . August 1993 geltenden Beihilfen unter Berücksichti­
gung einer vorläufigen Kürzung berechnet.
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2420/93 der Kommis­
sion (4) wurde die für das Wirtschaftsjahr 1993/94 erfor­
derliche Beihilfekürzung vorgenommen .

Einige der vorläufigen Beihilfebeträge wurden anhand des
Zielpreises bestimmt, den die Kommission dem Rat für
das Wirtschaftsjahr 1993/94 vorgeschlagen hat. Diese
vorbehaltlich der Ratsbeschlüsse erfolgte Festsetzung
erwies sich als notwendig, da eine Verordnung über den
Zielpreis für das Wirtschaftsjahr 1993/94 ebenfalls noch
ausstand. Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1555/93 des
Rates (*) wurde der Zielpreis für Baumwolle für das Wirt­
schaftsjahr 1993/94 festgesetzt. Dieser Preis wurde mit der
Verordnung (EWG) Nr. 2044/93 der Kommission (6)
infolge der Währungsneufestsetzungen verringert.
Die für die Baumwolle vorläufig geltenden Beihilfen sind
deshalb endgültig festzusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in den Verordnungen (EWG) Nr. 1313/93 Q, (EWG)
Nr. 1456/93 (8), (EWG) Nr. 1699/93 (9), (EWG) Nr.
1748/93 ( l0), (EWG) Nr. 1867/93 (u), (EWG) Nr. 1984/
93 (12), (EWG) Nr. 2077/93 (13), (EWG) Nr. 2120/93 (14),
(EWG) Nr. 2185/93 (15), (EWG) Nr. 2243/93 (16) und
(EWG) Nr. 2372/93 (17) der Kommission aufgeführten
Beihilfebeträge für nicht erkörnte Baumwolle werden
durch die im Anhang dieser Verordnung angegebenen
Beträge ersetzt. Letztere Beträge werden mit Inkrafttreten
der jeweiligen Verordnungen endgültig wirksam.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 4. Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

O ABl . Nr. L 154 vom 25. 6 . 1993, S. 24.
(6) ABl. Nr. L 185 vom 28 . 7. 1993, S. 16.
f) ABl . Nr. L 132 vom 29 . 5 . 1993, S. 68.
(8) ABl . Nr. L 142 vom 12. 6. 1993, S. 54.
O ABL Nr. L 159 vom 1 . 7 . 1993, S. 51 .
H ABl . Nr. L 161 vom 2. 7 . 1993, S. 31 .
(") ABl. Nr. L 170 vom 13 . 7. 1993, S. 26.
( ,2) ABl . Nr. L 180 vom 23 . 7. 1993, S. 44.
C 3) ABl . Nr. L 187 vom 29. 7. 1993, S. 50.
(14) ABl . Nr. L 191 vom 31 . 7. 1993, S. 50.
(!S) ABl. Nr. L 195 vom 4. 8 . 1993, S. 40.
H ABl. Nr. L 200 vom 10. 8 . 1993, S. 38.
C 7) ABl. Nr. L 217 vom 27. 8 . 1993, S. 34.

O ABl. Nr. L 154 vom 25. 6 . 1993, S. 21 .
(2) ABl. Nr. L 211 vom 31 . 7. 1981 , S. 2.
(3) ABl. Nr. L 154 vom 25. 6 . 1993, S. 23 .
(4) ABl. Nr. L 222 vom 1 . 9 . 1993, S. 37.
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ANHANG

Beihilfe für nicht entkörnte Baumwolle

(ECU/100 kg)

Verordnung (EWG) Nr. Beihilfe

1313/93 64,554
1456/93 65,075
1699/93 65,319
1748/93 64,339
1867/93 63,988
1984/93 63,099
2077/93 63,563
2120/93 63,485
2185/93 63,848
2243/93 64,286
2372/93 63,921



Nr. L 248/4 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 6 . 10 . 93

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2740/93 DER KOMMISSION
vom 4. Oktober 1993

zur Wiedereinführung der Erhebung der Zölle für die Waren des KN-Codes 6911
mit Ursprung in Sri Lanka, für die die in der Verordnung (EWG) Nr. 3831/90 des

Rates vorgesehenen Zollpräferenzen gewährt werden

Waren mit Ursprung in jedem der betreffenden Länder
und Gebiete zu jedem Zeitpunkt wiedereingeführt
werden .

Für die Waren des KN-Codes 6911 mit Ursprung in Sri
Lanka beträgt der individuelle Plafond 882 000 ECU. Am
16. Juni 1993 haben die in der Gemeinschaft angerech­
neten Einfuhren der genannten Waren aus Sri Lanka den
Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, die Erhebung der Zölle für die betref­
fenden Waren gegenüber Sri Lanka wiedereinzuführen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Ab 9 . Oktober 1993 wird die Erhebung der Zölle, die
aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 für 1993
ausgesetzt ist, für Einfuhren der folgenden Waren mit
Ursprung in Sri Lanka in die Gemeinschaft wiedereinge­
führt :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen auf bestimmte gewerbliche Waren mit
Ursprung in Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('),
verlängert für 1993 durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3917/92 (2), insbesondere auf Artikel 9 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach den Artikeln 1 und 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 3831 /90 wird die Zollaussetzung für 1993 jedem der
in Anhang III aufgeführten Länder und Gebiete mit
Ausnahme derjenigen, die in Spalte 4 des Anhangs I
genannt sind, im Rahmen der in Spalte 6 des Anhangs I
festgesetzten Präferenzzollplafonds gewährt. Sobald die
individuellen Plafonds auf Gemeinschaftsebene erreicht
sind, kann nach Artikel 7 der genannten Verordnung die
Erhebung der Zölle bei der Einfuhr der betreffenden

Laufende KN-Code Warenbezeichnung
Nummer 6

10.0720 6911 Geschirr und Haushaltsgegenstände aus Porzellan

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel, den 4. Oktober 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 1 .
O ABl. Nr. L 396 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2741/93 DER KOMMISSION
vom 4. Oktober 1993

zur Wiedereinführung der Erhebung der Zölle für die Waren des KN-Codes
3503 00 10 Ursprung in Pakistan, für die die in der Verordnung (EWG) Nr.

3831/90 des Rates vorgesehenen Zollpräferenzen gewährt werden

Waren mit Ursprung in jedem der betreffenden Länder
und Gebiete zu jedem Zeitpunkt wiedereingeführt
werden.

Für die Waren des KN-Codes 3503 00 10 mit Ursprung
in Pakistan beträgt der individuelle Plafond 772 000 ECU.
Am 21 . Juni 1993 haben die in der Gemeinschaft ange­
rechneten Einfuhren der genannten Waren aus Pakistan
den Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, die Erhebung der Zölle für die betref­
fenden Waren gegenüber Pakistan wiedereinzuführen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 des Rates
vom 20 . Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen auf bestimmte gewerbliche Waren mit
Ursprung in Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('),
verlängert für 1993 durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3917/92 (2), insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach den Artikeln 1 und 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 3831 /90 wird die Zollaussetzung für 1993 jedem der
in Anhang III aufgeführten Länder und Gebiete mit
Ausnahme derjenigen, die in Spalte 4 des Anhangs I
genannt sind, im Rahmen der in Spalte 6 des Anhangs I
festgesetzten Präferenzzollplafonds gewährt. Sobald die
individuellen Plafonds auf Gemeinschaftsebene erreicht
sind, kann nach Artikel 7 der genannten Verordnung die
Erhebung der Zölle bei der Einfuhr der betreffenden

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Ab 9. Oktober 1993 wird die Erhebung der Zölle, die
aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 für 1993
ausgesetzt ist, für Einfuhren der folgenden Waren mit
Ursprung in Pakistan in die Gemeinschaft wiedereinge­
führt :

Laufende KN-Code WarenbezeichnungNummer 6

10.0430 3503 00 10 Gelatine und ihre Derivate

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 4. Oktober 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission

(•) ABl. Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 396 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2742/93 DER KOMMISSION
vom 4. Oktober 1993

zur Wiedereinführung der Erhebung der Zölle für die Waren des KN-Codes 9503
mit Ursprung in China, für die die in der Verordnung (EWG) Nr. 3831/90 des

Rates vorgesehenen Zollpräferenzen gewährt werden

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen auf bestimmte gewerbliche Waren mit
Ursprung in Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('),
verlängert für 1993 durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3917/92 (2), insbesondere auf Artikel 9,

Waren mit Ursprung in jedem der betreffenden Länder
und Gebiete zu jedem Zeitpunkt wiedereingeführt
werden.

Für die Waren des KN-Codes 9503 mit Ursprung in
China beträgt der individuelle Plafond 26 626 000 ECU.
Am 3. Februar 1993 haben die in der Gemeinschaft ange­
rechneten Einfuhren der genannten Waren aus China
den Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, die Erhebung der Zölle für die betref­
fenden Waren gegenüber China wiedereinzuführen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach den Artikeln 1 und 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 3831 /90 wird die Zollaussetzung für 1993 jedem der
in Anhang III aufgeführten Länder und Gebiete mit
Ausnahme derjenigen, die in Spalte 4 des Anhangs I
genannt sind, im Rahmen der in Spalte 6 des Anhangs I
festgesetzten Präferenzzollplafonds gewährt. Sobald die
individuellen Plafonds auf Gemeinschaftsebene erreicht
sind, kann nach Artikel 7 der genannten Verordnung die
Erhebung der Zölle bei der Einfuhr der betreffenden

Artikel 1

Ab 9. Oktober 1993 wird die Erhebung der Zölle, die
aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 3831 /90 für 1993
ausgesetzt ist, für Einfuhren der folgenden Waren mit
Ursprung in China in die Gemeinschaft wiedereinge­
führt :

Nummer KN-Code Warenbezeichnung

10.1300 9503 Anderes Spielzeug, maßstabgetreu, verkleinerte Modelle und
ähnliche Modelle für Spiele und Unterhaltung, auch mit Antrieb ;
Puzzles aller Art

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 4. Oktober 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 370 vom 31 . 12 . 1990, S. 1 .
O ABl. Nr. L 396 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2743/93 DER KOMMISSION
vom 5. Oktober 1993

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1767/82 mit Durchführungsbestim­
mungen für Sonderabschöpfungen bei der Einfuhr bestimmter Milcherzeugnisse

ändern, die diese Bescheinigungen in Finnland ausstellt .
Diese Änderung bedingt eine Änderung der Verordnung
(EWG) Nr. 1767/82 der Kommission (*), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1941 /93 (6).

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1108/93 des Rates
vom 4. Mai 1993 über Durchführungsbestimmungen zu
den bilateralen landwirtschaftlichen Abkommen zwischen
der Gemeinschaft einerseits und Österreich, Finnland,
Island, Norwegen und Schweden andererseits ( ! ), insbe­
sondere auf Artikel 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Milch und Milcherzeugnisse (2), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2071 /92 (3), insbeson­
dere auf Artikel 14 Absatz 7,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Gemeinschaft hat mit dem von ihr mit Finnland
geschlossenen bilateralen landwirtschaftlichen
Abkommen eine Regelung betreffend den Käsehandel
untereinander getroffen (4).

Mit den in diese Regelung einbezogenen Käsesorten ist
die Bescheinigung IMA 1 mitzuführen. Die seit
1 . September 1993 vorgenommene Verwaltungsneuord­
nung macht es notwendig, die Bezeichnung der Stelle zu

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In der vierten Spalte der Rubrik „Finnland" in Anhang IV
der Verordnung (EWG) Nr. 1767/82 wird die Bezeich­
nung der die Bescheinigungen IMA 1 erteilenden Stelle
ersetzt durch die Bezeichnung „Eläinlääkintä — ja elintar­
vikelaitos".

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1 . September 1993.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 5. Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 113 vom 7. 5. 1993, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 148 vom 28 . 6. 1968, S. 13 .
(3) ABl . Nr. L 215 vom 30. 7. 1992, S. 64.
(4) ABl . Nr. L 109 vom 1 . 5. 1993, S. 18 .

O ABl. Nr. L 196 vom 5. 7. 1982, S. 1 .
(6) ABl . Nr. L 176 vom 20. 7. 1993, S. 21 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2744/93 DER KOMMISSION
vom 5. Oktober 1993

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2599/93 zur Einführung einer
Ausgleichsabgabe auf die Einfuhr von Äpfeln mit Ursprung in Neuseeland

Anwendung des Artikels 25 der genannten Verordnung
festgesetzte Ausgleichsabgabe geändert wird. Aufgrund
dieser Bedingungen wird die Ausgleichsabgabe bei der
Einfuhr von Äpfeln mit Ursprung in Neuseeland geän­
dert —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates
vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame Marktorganisa­
tion für Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 638/93 (2), insbesondere auf
Artikel 27 Absatz 2 zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2599/93 der Kommis­
sion (3), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 2662/93 (4), ist eine Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr
von Äpfeln mit Ursprung in Neuseeland eingeführt
worden.

Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72
hat die Bedingungen festgelegt, unter denen eine in

Artikel 1

Der in Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG)
Nr. 2599/93 erwähnte Betrag von 7,47 ECU wird durch
den Betrag von 30,37 ECU ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Oktober 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 5. Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 118 vom 20. 5 . 1972, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 69 vom 20 . 3 . 1993, S. 7.
O ABl. Nr. L 238 vom 23 . 9 . 1993, S. 29 .
(4) ABl . Nr. L 244 vom 30 . 9 . 1993, S. 16 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2745/93 DER KOMMISSION
vom 5 . Oktober 1993

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 4. Oktober 1 993 festgestellte reprä­
sentative Marktkurs anzuwenden .

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 2703/93 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30 . Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide ('), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2193/93 (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz
5 und Artikel 1 1 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse ('),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2703/93 der Kommission (4) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden .

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
genannten Erzeugnisse zu erhebenden Abschöpfungen
werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Oktober 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 5 . Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 21 .
(2) ABl . Nr. L 196 vom 5. 8 . 1993 , S. 22.
O ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 245 vom 1 . 10 . 1993, S. 108 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 5 . Oktober 1993 zur Festsetzung der auf Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

KN-Code Drittländer (8)

0709 90 60 95,59 (2) 0
071290 19 95,59 (2)(3)
1001 10 00 68,48 ('H5)
1001 9091 87,38
1001 90 99 87,38 (9)
1002 00 00 112,96 (6)
1003 00 10 120,43
1003 00 20 120,43
1003 00 80 1 20,43 (9)
1004 00 00 89,19
1005 10 90 i 95,59 (2)(3)
1005 90 00 95,59 (2)(3)
1007 00 90 100,61 (4)
1008 10 00 21,48 0
1008 20 00 28,84 (4)
1008 30 00 27,43(0
1008 90 10 0
1008 90 90 27,43
1101 00 00 1 59,84 (9)
1102 10 00 195,66
1103 11 30 141,37
1103 11 50 141,37
1103 11 90 182,67
1107 10 11 166,41
1107 10 19 127,09
1107 10 91 225,24 (10)
1107 10 99 171,05 (9)
1107 20 00 197,54 ( 10)

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert
wird, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in die
französischen überseeischen Departements erhoben .

(3) Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die Gemeinschaft um 1,81
ECU je Tonne verringert.

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten, wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 erhoben .

(*) Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(6) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen , der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1 1 80/77 des Rates (ABl.
Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1902/92 (ABl. Nr. L 192
vom 11 . 7. 1992, S. 3), und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission (ABl . Nr. L 271 vom 10. 12. 1971 , S. 22), geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 560/91 (ABl . Nr. L 62 vom 8 . 3 . 1991 , S. 26), bestimmt.

Q Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1008 90 10 (Triticale) wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben .

(8) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten Abschöpfungen nur erhoben, wenn Absatz 4 desselben
Artikels angewandt wird .

(') Auf Erzeugnisse dieses Codes, die aus Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn im Rahmen der zwischen
diesen Ländern und der Gemeinschaft geschlossenen Interimsabkommen mit einer gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 585/92 erteilten Bescheinigung EUR 1 eingeführt werden, werden die im Anhang der genannten
Verordnung angegebenen Abschöpfungen erhoben .

( ,0) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1180/77 des Rates wird diese Abschöpfung für die Erzeugnisse mit
Ursprung in der Türkei um 5,44 ECU/t verringert .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2746/93 DER KOMMISSION
vom 5. Oktober 1993

zur Festsetzung der Prämien , die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 4. Oktober 1993 festgestellte reprä­
sentative Marktkurs anzuwenden .

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30 . Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide ('), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2193/93 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz
4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1681 /93 der Kommission (4) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden .

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, um die sich die im voraus festgesetzten
Abschöpfungen bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstaben a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 genannten Erzeugnisse erhöhen, sind im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Oktober 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5 . Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

C) ABl. Nr. L 181 vom 1 . 7 . 1992, S. 21 .
O ABl . Nr. L 196 vom 5. 8 . 1993, S. 22.
O ABl. Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1
(4) ABl . Nr. L 159 vom 1 . 7. 1993, S. 11 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 5. Oktober 1993 zur Festsetzung der Prämien, die
den Einfuhrabschöpfungen für Getreide , Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

(ECU/ Tonne)

laufender . «i ~ ^ ^ mv-KT , w 1 . Term. 2. Term. 3 . Term.KN-Code Monat
10 11 12 1

0709 90 60 0 0 0 0

0712 90 19 0 0 0 0

1001 10 00 0 0 0 0

1001 90 91 0 0 0 0

1001 90 99 0 0 0 0

1002 00 00 0 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 20 0 0 0 0

1003 00 80 0 0 0 0

1004 00 00 0 0 0 0

1005 10 90 0 0 0 0

1005 90 00 0 0 0 0

1007 00 90 0 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 0 0 0 0

1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 0 0 0

1102 10 00 0 0 0 0

1103 11 30 0 0 0 0

1103 11 50 0 0 0 0

1103 11 90 0 0 0 0

B. Malz

(ECU/ Tonne)

laufender * •> ^ MVM J 1 - Term . 2. Term. 3 . Term. 4. Term.KN-Code Monat
10 11 12 1 2

1107 10 11 0 0 0 0 0

1107 10 19 0 0 0 0 0

1107 1091 0 0 0 0 0

1107 10 99 0 0 0 0 0

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2747/93 DER KOMMISSION
vom 5 . Oktober 1993

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den Weiterverkauf auf dem
Binnenmarkt von 40 000 Tonnen Brotweizen aus Beständen der deutschen Inter­

ventionsstelle

(3) Die Angebote sind bei der deutschen Interventions­
stelle BALM einzureichen :

Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktordnung
(BALM),
Adickesallee 40,
D-60322 Frankfurt am Main,
Telex : 411 727, Telefax : (069) 15 64 791 .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2193/93 der Kommission (2), insbeson­
dere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei einem Weiterverkauf von Getreide aus Beständen
der Interventionsstellen einzuhaltenden Verfahren und
Regeln sind durch die Verordnung (EWG) Nr. 2131 /93
der Kommission (3) festgelegt.
Angesichts der heutigen Marktlage sollte für den Weiter­
verkauf auf dem Binnenmarkt von 40 000 Tonnen Brot­
weizen aus Beständen der deutschen Interventionsstelle
eine Dauerausschreibung eröffnet werden .
Die Lage auf dem Brotweizenmarkt ist dadurch gekenn­
zeichnet, daß die Ernte 1993 wesentlich kleiner als in
anderen Jahren ausfiel , d . h. die Preise im Vergleich zu
den Stützpreisen außerordentlich hoch liegen . Es
empfiehlt sich deshalb die eingereichten Angebote ohne
Berücksichtigung des Marktpreises zu bewerten und einen
Mindestpreis festzusetzen, der über dem Interventions­
preis liegt.
Da bei einigen zum Verkauf auf dem Binnenmarkt ange­
botenen Partien mit einer langen Lagerzeit zu rechnen ist,
sollten den etwaigen Käufern bestimmte Qualitätsgaran­
tien geleistet werden.
Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die deutsche Interventionsstelle eröffnet gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 2131 /93 eine Dauerausschreibung
für den Weiterverkauf auf dem Binnenmarkt von 40 000
Tonnen Brotweizen aus ihren Beständen .

Artikel 2

( 1 ) Die Angebotsfrist der ersten Teilausschreibung
endet am 12. Oktober 1993 .

(2) Die Angebotsfrist der letzten Teilausschreibung
endet am 21 . Dezember 1993 .

Artikel 3

Bei der Übernahme des Getreides durch einen Zuschlags­
empfänger zieht die deutsche Interventionsstelle von jeder
Partie eine Gegenprobe gemäß dem mit der Verordnung
(EWG) Nr. 689/92 der Kommission (4) vorgesehenen
Verfahren.

Weicht das Ergebnis der Qualitätsuntersuchung bei dem
entnommenen Getreide gegenüber der Qualitätsbeschrei­
bung in der Ausschreibungsbekanntmachung gemäß
Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2131 /93 erheblich
ab, kann der Zuschlagsempfänger die Ware ablehnen.
Bei den im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 689/92
angeführten Fremdbestandteilen gilt, Bruchkorn und flek­
kige Körner ausgenommen, ein Unterschied von über
einem Prozentpunkt als erhebliche Abweichung.
Der Zuschlagsempfänger kann die Ware ebenfalls
ablehnen, wenn sie nicht den Kriterien der Buchstaben
A, C, E, F und G im Anhang zur Verordnung (EWG)
Nr. 689/92 entspricht.
In einem Streitfall legt die Interventionsstelle die betref­
fende Gegenprobe zur Durchführung der notwendigen
Kontrollen vor. Die diesbezüglichen Kosten gehen zu
Lasten der unterlegenen Partei .

Artikel 4

Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2131 /93 erhält das beste Angebot über dem
Mindestpreis von 130 ECU/Tonne den Zuschlag. Der
Mindestpreis wird um die im Rahmen der Interventions­
maßnahmen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1542/93
des Rates Q geltenden monatlichen Zuschläge erhöht.

Artikel 5

Spätestens am Dienstag der Woche nach dem Ende der
Angebotsfrist teilt die deutsche Interventionsstelle der
Kommission Menge und Durchschnittspreise der jeweils
verkauften Partien mit.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

(') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 21 .
O ABl. Nr. L 196 vom 5. 8 . 1993, S. 22.
(4 ABl. Nr. L 191 vom 31 . 7 . 1993, S. 76. (4) ABl . Nr. L 74 vom 20 . 3 . 1992, S. 18.

O ABl. Nr. L 154 vom 25. 6 . 1993, S. 3 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5 . Oktober 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE 93/83/EWG DES RATES

vom 27. September 1993
zur Koordinierung bestimmter urheber- und leistungsschutzrechtlicher

Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung

und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Aufnahme und Ausübung selbständiger
Tätigkeiten erlassen .

(3) Grenzüberschreitende Rundfunksendungen inner­
halb der Gemeinschaft, insbesondere über Satellit
und Kabel, sind eines der wichtigsten Mittel zur
Förderung der vorgenannten Ziele der Gemein­
schaft, die zugleich politischer, wirtschaftlicher,
sozialer, kultureller und rechtlicher Art sind.

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 57
Absatz 2 und 66,

auf Vorschlag der Kommission ('),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament (2),

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Die im Vertrag niedergelegten Ziele der Gemein­
schaft umfassen einen immer engeren Zusammen­
schluß der europäischen Völker und engere Bezie­
hungen zwischen den Staaten der Gemeinschaft
sowie die Sicherung des wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritts ihrer Länder durch gemein­
sames Handeln, das auf die Beseitigung der Europa
trennenden Schranken gerichtet ist .

(2) Zu diesem Zweck sieht der Vertrag die Errichtung
eines Gemeinsamen Marktes und eines Raumes
ohne Binnengrenzen vor. Dazu gehören insbeson­
dere die Beseitigung der Hindernisse für einen
freien Dienstleistungsverkehr und die Gewährlei­
stung eines unverfälschten Wettbewerbs innerhalb
des Gemeinsamen Marktes . Zu diesem Zweck kann
der Rat Richtlinien zur Koordinierung der ReChts­

(4) Zur Erreichung der vorgenannten Ziele hat der Rat
bereits die Richtlinie 89/552/EWG vom 3. Oktober
1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Ausübung der Fernsehtätigkeit (4) verabschiedet
und darin Regelungen zur Förderung der europä­
ischen Programmverbreitung und -produktion
sowie auf den Gebieten von Werbung, Sponsoring,
Jugendschutz und im Bereich des Gegendarstel­
lungsrechts getroffen .

(5) Dennoch bestehen bei der grenzüberschreitenden
Programmverbreitung über Satelliten gegenwärtig
ebenso wie bei der Kabelweiterverbreitung von
Programmen aus anderen Mitgliedstaaten noch
eine Reihe unterschiedlicher nationaler Urheber­
rechtsvorschriften sowie gewisse Rechtsunsicher­
heiten . Dadurch sind die Rechtsinhaber der Gefahr
ausgesetzt, daß ihre Werke ohne entsprechende
Vergütung verwertet werden oder daß einzelne
Inhaber ausschließlicher Rechte in verschiedenen
Mitgliedstaaten die Verwertung ihrer Werke blok­
kieren . Vor allem bildet die Rechtsunsicherheit ein
unmittelbares Hindernis für den freien Verkehr der
Programme innerhalb der Gemeinschaft.

(') ABl . Nr. C 255 vom 1 . 10 . 1991 , S. 3 , und
ABl. Nr. C 25 vom 28 . 1 . 1993 , S. 43 .

(2) ABl . Nr. C 305 vom 23. 11 . 1992, S. 129 , und
ABl. Nr. C 255 vm 20 . 9 . 1993 .

P) ABl. Nr. C 98 vom 21 . 4 . 1992, S. 44 . (4) ABl . Nr. L 298 vom 17. 10 . 1989, S. 23.
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(6) So besteht gegenwärtig eine urheberrechtliche
Ungleichbehandlung der öffentlichen Wiedergabe
über Direkt- und derjenigen über Fernmeldesatel­
liten . Angesichts des bei beiden Satellitentypen
möglichen und heute wirtschaftlich vertretbaren
Individualempfangs ist diese unterschiedliche
rechtliche Regelung nicht länger zu rechtfertigen .

stellt werden, ob Werke und andere Schutzgegen­
stände öffentlich wiedergegeben werden. Dadurch
erfahren auch die Anbieter grenzüberschreitender
Rundfunkprogramme eine Gleichbehandlung
unabhängig davon, ob sie sich zur Programmver­
breitung eines Direktstrahl-; oder eines Fernmelde­
satelliten bedienen.

(14) Die die grenzüberschreitende Programmverbrei­
tung über Satelliten behindernde Rechtsunsicher­
heit im Hinblick auf die zu erwerbenden Rechte
läßt sich beseitigen, indem die öffentliche Wieder­
gabe geschützter Werke über Satellit auf Gemein­
schaftsebene definiert wird, wodurch gleichzeitig
auch der Ort der öffentlichen Wiedergabe präzisiert
wird. Eine solche Definition ist notwendig, um die
kumulative Anwendung von mehreren nationalen
Rechten auf einen einzigen Sendeakt zu verhin­
dern . Eine öffentliche Wiedergabe über Satellit
findet ausschließlich dann und in dem Mitglied­
staat statt, wo die programmtragenden Signale
unter der Kontrolle und Verantwortung des
Sendeunternehmens in eine nicht unterbrochene
Übertragungskette über Satellit bis zur Rückkehr
der Signale zur Erde eingebracht werden. Normale
technische Verfahren betreffend die programmtra­
genden Signale dürfen nicht als Unterbrechung der
Ubertragungskette betrachtet werden.

(7) Behindert ist die freie Rundfunksendung von
Programmen im weiteren durch die augenblick­
liche Rechtsunsicherheit, ob die Sendung über
Satelliten , deren Signale direkt empfangen werden
können, nur die Rechte im Ausstrahlungsland oder
aber kumulativ zugleich die Rechte in allen
Empfangsländern berührt. Aufgrund der urheber­
rechtlichen Gleichbehandlung von Fernmelde- und
von Direktsatelliten betrifft diese Rechtsunsicher­
heit jetzt nahezu alle in der Gemeinschaft über
Satelliten verbreiteten Programme.

(8) Darüber hinaus fehlt es an der für den freien
Verkehr von Rundfunksendungen innerhalb der
Gemeinschaft erforderlichen Rechtssicherheit, wo
Programme grenzüberschreitend in Kabelnetze
eingespeist und weiterverbreitet werden.

(9) Die Entwicklung des vertraglichen Rechteerwerbs
durch Erlaubnis trägt schon jetzt nachhaltig zur
Schaffung des angestrebten europäischen audiovisu­
ellen Raumes bei . Das Fortbestehen solcher
vertraglichen Vereinbarungen ist mithin sicherzu­
stellen und ihre möglichst reibungslose Durchfüh­
rung in der Praxis nach Möglichkeit zu fördern .

(15) Der vertragliche Erwerb ausschließlicher Sende­
rechte muß dem Urheberrecht und dem Leistungs­
schutzrecht des Mitgliedstaats entsprechen, in dem
die öffentliche Wiedergabe über Satellit erfolgt.

(10) Gegenwärtig können Kabelnetzbetreiber insbeson­
dere nicht sicher sein , tatsächlich alle Rechte an
den Programmen erworben zu haben, die Gegen­
stand einer solchen vertraglichen Vereinbarung
sind.

( 16) Der Grundsatz der Vertragsfreiheit, auf den sich
diese Richtlinie stützt, gestattet weiterhin eine
Einschränkung der Verwertung dieser Rechte,
insbesondere was bestimmte Übertragungstech­
niken oder bestimmte sprachliche Fassungen anbe­
langt.

(11 ) Schließlich unterliegen nicht alle Beteiligten in
allen Mitgliedstaaten gleichermaßen Verpflich­
tungen, die sie daran hindern, Verhandlungen über
den Erwerb der zur Kabelweiterverbreitung erfor­
derlichen Rechte ohne triftigen Grund zu verwei­
gern oder scheitern zu lassen .

(17) Bei der Vereinbarung der Vergütung für die erwor­
benen Rechte sollten die Beteiligten allen
Aspekten der Sendung, wie der tatsächlichen und
potentiellen Einschaltquote und der sprachlichen
Fassung, Rechnung tragen .

(12) Die durch die Richtlinie 89/552/EWG festgelegten
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Schaffung
eines einheitlichen audiovisuellen Raumes
bedürfen mithin in bezug auf das Urheberrecht
einer Ergänzung.

( 18) Die Anwendung des in dieser Richtlinie vorgese­
henen Ursprungsland-Grundsatzes könnte zu
Problemen hinsichtlich bereits bestehender
Verträge führen . In dieser Richtlinie sollte ein
Ubergangszeitraum von fünf Jahren vorgesehen
werden, in dessen Verlauf bestehende Verträge
gegebenenfalls im Sinne der Richtlinie anzupassen
sind. Demzufolge sollte der Ursprungsland-Grund­
satz dieser Richtlinie nicht für bereits bestehende
Verträge gelten, deren Laufzeit vor dem 1 . Januar

(13) So sollte die in den Mitgliedstaaten unterschied­
liche Behandlung der Verbreitung von
Programmen über einen Fernmeldesatelliten besei­
tigt und gemeinschaftsweit einheitlich darauf abge­
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2000 endet. Sollten die Vertragsparteien zu jenem
Zeitpunkt noch Interesse an dem Vertrag haben, so
sollten sie die Vertragsbedingungen erneut mitein­
ander aushandeln können.

(19) Laufende Verträge über internationale Koproduk­
tionen sind unter Berücksichtigung des wirtschaft­
lichen Zwecks und des Vertragsumfangs, welche
die Parteien bei der Unterzeichnung im Auge
hatten, auszulegen. Bislang war die öffentliche
Wiedergabe über Satellit im Sinne dieser Richtlinie
in Verträgen über internationale Koproduktionen
häufig nicht ausdrücklich und spezifisch als beson­
dere Form der Nutzung vorgesehen . Grundlage
viele laufender Verträge über internationale Kopro­
duktionen ist ein Konzept, nach dem die Rechte
an der Koproduktion von jedem Koproduzenten
getrennt und unabhängig ausgeübt werden, indem
die Nutzungsrechte nach territorialen Gesichts­
punkten unter ihnen aufgeteilt werden . Generell
gilt, daß in den Fällen, in denen eine von einem
Koproduzenten genehmigte öffentliche Wieder­
gabe über Satellit den Wert der Nutzungsrechte
eines anderen Koproduzenten schmälern würde,
der laufende Vertrag normalerweise dahin gehend
auszulegen wäre, daß der letztere Koproduzent der
Genehmigung der öffentlichen Wiedergabe über
Satellit durch den ersteren Koproduzenten seine
Zustimmung geben müßte . Die sprachlichen
Exklusivrechte des letzteren Koproduzenten
werden beeinträchtigt, wenn die Sprachfassung(en)
der öffentlichen Wiedergabe einschließlich
synchronisierter oder mit Untertiteln versehener
Wiedergabefassungen der (den) Sprache(n)
entspricht (entsprechen), die in dem dem letzteren
Koproduzenten vertraglich zugeteilten Gebiet weit­
gehend verstanden wird (werden). Der Begriff
Exklusivrechte sollte in einem weitergehenden
Sinne verstanden werden, wenn es sich um die
über Satellit erfolgende öffentliche Wiedergabe von
Werken handelt, die nur aus Bildern bestehen und
keinerlei Dialog oder Untertitel enthalten. Es
bedarf einer klaren Regelung für jene Fälle, in
denen Verträge über internationale Koproduk­
tionen nicht ausdrücklich eine Aufteilung der
Rechte im spezifischen Fall der öffentlichen
Wiedergabe über Satellit im Sinne dieser Richtlinie
vorsehen .

nicht von einer gesetzlichen Lizenz abhängig
gemacht wird. Nur so lassen sich Wettbewerbsver­
zerrungen aufgrund eines möglichen Schutzgefälles
innerhalb des Gemeinsamen Marktes verhindern .

(22) Es steht zu erwarten, daß die Verwendung der
neuen Technologien Auswirkungen auf Qualität
und Quantität der Verwertung von Werken und
sonstigen Leistungen hat.

(23) In Anbetracht dieser Entwicklung sollte der Schutz,
der allen in den Geltungsbereich dieser Richtlinie
fallenden Rechtsinhabern in deren Rahmen
gewährt wird, laufend geprüft werden.

(24) Die in dieser Richtlinie vorgesehene Rechtsanglei­
chung erfordert, daß die Vorschriften zur Gewähr­
leistung eines hohen Schutzniveaus für Urheber,
ausübende Künstler, Hersteller von Tonträgern und
Sendeunternehmen harmonisiert werden . Aufgrund
dieser Angleichung sollte ein Sendeunternehmen
nicht Nutzen aus einem Schutzgefälle ziehen
können, indem es den Standort seiner Tätigkeiten
auf Kosten der audiovisuellen Produktion verlagert.

(25) Die leistungsschutzrechtlichen Vorschriften für die
öffentliche Wiedergabe über Satellit sind an der
Richtlinie 92/ 100/EWG (') auszurichen . Auf diese
Weise wird sichergestellt, daß die ausübenden
Künstler und Hersteller von Tonträgern für die
öffentliche Wiedergabe ihrer Leistungen oder
Tonträger über Satellit eine angemessene Vergü­
tung erhalten .

(26) Die Bestimmungen von Artikel 4 dieser Richtlinie
hindern die Mitgliedstaaten weder, den Vermu­
tungsgrundsatz gemäß Artikel 2 Absatz 5 der
Richtlinie 92/ 100/EWG auf die ausschließlichen
Rechte gemäß Artikel 4 auszudehnen, noch für die
in diesem Artikel genannten ausschließlichen
Rechte der ausübenden Künstler eine widerlegbare
Vermutung der Einwillung in die Auswertung
vorzusehen, sofern eine solche Vermutung mit dem
Internationalen Abkommen über den Schutz der
ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträ­
gern und der Sendeunternehmen vereinbar ist.

(27) Die Kabelweiterverbreitung von Programmen aus
anderen Mitgliedstaaten stellt eine Handlung dar,
die in den Bereich des Urheberrechts und gegebe­
nenfalls der Leistungsschutzrechte fällt. Daher
benötigt ein Kabelnetzbetreiber für jeden weiterver­
breiteten Programmteil die Genehmigung
sämtlcher Rechtsinhaber. Nach dieser Richtlinie
sollten diese Genehmigungen grundsätzlich
vertraglich zu erteilen sein, soweit nicht für bereits
bestehende gesetzliche Lizenzen eine zeitweilige
Ausnahme vorgesehen wird.

(20) Sendungen aus Drittstaaten, die öffentlich über
Satellit wiedergegeben werden, können unter
bestimmten Bedingungen als Sendungen ange­
sehen werden, die innerhalb eines Mitgliedstaats
der Gemeinschaft erfolgen.

(21 ) Es muß gewährleistet werden, daß der Schutz der
Urheber, ausübenden Künstler, Hersteller von
Tonträgern und Sendeunternehmen in allen
Mitgliedstaaten gewährt und daß dieser Schutz (') ABl . Nr. L 346 vom 27. 11 . 1992, S. 61 .
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(32) Dagegen erscheint eine gemeinschaftliche Rege­
lung für all diejenigen Sachverhalte nicht erfor­
derlich, deren Auswirkungen, mit Ausnahme allen­
falls eines wirtschaftlich nicht ins Gewicht
fallenden Teils, lediglich innerhalb der Grenzen
eines Mitgliedstaates spürbar werden .

(33) Es sollten die notwendigen Mindestvorschriften
festgelegt werden, um die freie, ungestörte grenz­
überschreitende Rundfunksendung über Satelliten
sowie die zeitgleiche, unveränderte Kabelweiterver­
breitung von Rundfunkprogrammen aus anderen
Mitgliedstaaten auf grundsätzlich vertraglicher
Grundlage zu verwirklichen und zu gewährleisten .

(34) Diese Richtlinie sollte weitere Harmonisierungs­
maßnahmen im Bereich des Urheberrechts und der
verwandten Schutzrechte sowie der kollektiven
Wahrnehmung solcher Rechte nicht präjudizieren .
Die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit,
die Tätigkeit von Verwertungsgesellschaften zu
regeln, beeinträchtigt nicht die in dieser Richtlinie
vorgesehene freie vertragliche Aushandlung der
Rechte ; hierbei wird jedoch davon ausgegangen,
daß solche Verhandlungen im Rahmen allgemeiner
oder spezifischer nationaler Rechtsvorschriften
betreffend das Wettbewerbsrecht oder die
Verhinderung der mißbräuchlichen Ausnutzung
von Monopolstellungen geführt werden.

(35) Den Mitgliedstaaten sollte es daher vorbehalten
bleiben, die zur Verwirklichung der in dieser Richt­
linie angestrebten Ziele erforderlichen Rahmenbe­
dingungen durch einzelstaatliche Rechts- und
Verwaltungsvorschriften auszufüllen, soweit sie den
mit dieser Richtlinie verfolgten Zielen nicht entge­
genwirken und mit dem Gemeinschaftsrecht in
Einklang stehen.

(36) Die Bestimmungen dieser Richtlinie lassen die
Anwendung der Wettbewerbsregeln nach den Arti­
keln 85 und 86 des Vertrages unberührt —

(28) Damit das reibungslose Funktionieren vertraglicher
Vereinbarungen nicht durch den Einspruch von
Außenseitern, die Rechte an einzelnen Programm­
teilen innehaben, in Frage gestellt werden kann,
sollte, soweit die Besonderheiten der Kabelweiter­
verbreitung dies erfordern, durch Einführung einer
Verwertungsgesellschaftspflicht eine ausschließlich
kollektive Ausübung des Verbotsrechts vorgesehen
werden. Das Verbotsrecht als soches bleibt dabei
erhalten, lediglich die Art seiner Ausübung wird in
bestimmtem Umfang geregelt. Daraus folgt
zugleich, daß die Kabelweiterverbreitungsrechte
nach wie vor abtretbar sind. Die Ausübung des
Urheberpersönlichkeitsrechts wird vom Regelungs­
bereich dieser Richtlinie nicht erfaßt.

(29) Die in Artikel 10 vorgesehene Ausnahmeregelung
wirkt sich nicht einschränkend auf die Möglichkeit
der Rechtsinhaber aus, ihre Rechte einer Verwer­
tungsgesellschaft zu übertragen und sich so eine
direkte Beteiligung an der vom Kabelunternehmen
für die Kabelweiterverbreitung gezahlten Vergütung
zu sichern.

(30) Darüber hinaus sollen die vertraglichen Vereinba­
rungen über die Genehmigung der Kabelweiterver­
breitung durch eine Reihe von Maßnahmen geför­
dert werden. Will ein Beteiligter einen allgemeinen
Vertrag abschließen, sollte er verpflichtet sein,
kollektive Vorschläge für eine Vereinbarung zu
unterbreiten . Außerdem soll allen Beteiligten jeder­
zeit die Anrufung unparteiischer Vermittler offen­
stehen, die Verhandlungshilfe leisten und
Vorschläge unterbreiten können. Solche Vorschläge
oder Einwände gegen diese Vorschläge sollten den
Beteiligten nach den für die Zustellung von
Rechtsdokumenten geltenden Regeln, wie sie
insbesondere in den bestehenden internationalen
Ubereinkommen niedergelegt sind, zugestellt
werden. Schließlich muß dafür gesorgt werden, daß
die Vertragsverhandlungen nicht ohne triftigen
Grund blockiert werden und daß die Teilnahme
einzelner Rechtsinhaber an diesen Verhandlungen
nicht ohne triftigen Grund verhindert wird. Keine
dieser Maßnahmen zur Förderung des Rechtser­
werbs stellt den vertraglichen Charakter des
Erwerbs der Kabelweiterverbreitungsrechte in
Frage .

(31 ) Für eine Ubergangszeit sollte den Mitgliedstaaten
die Aufrechterhaltung bestehender Stellen erlaubt
sein, die in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet
zuständig sind, mit Fällen befaßt zu werden, in
denen das Recht der öffentlichen Weiterverbrei­
tung eines Programms durch Kabel von einem
Sendeunternehmen ohne stichhaltigen Grund
verweigert oder zu unangemessenen Bedingungen
angeboten worden ist. Dabei wird vorausgesetzt,
daß das Recht der betreffenden Parteien auf Anhö­
rung durch die Stelle gewährleistet ist und die
Existenz der Stelle die betreffenden Parteien nicht
daran hindert, den normalen Rechtsweg zu
beschreiten.

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

KAPITEL I

DEFINITIONEN

Artikel 1

Definitionen

( 1 ) Für die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet »Satellit*
einen Satelliten , der auf Frequenzbändern arbeitet, die
fernmelderechtlich dem Aussenden von Signalen zum
öffentlichen Empfang oder der nichtöffentlichen Indivi­
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verwandte Schutzrechte als einziges Ziel oder als eines
ihrer Hauptziele wahrnimmt oder verwaltet.

(5) Für die Zwecke dieser Richtlinie gilt der Hauptre­
gisseur eines Filmwerks oder audiovisuellen Werks als
sein Urheber oder als einer seiner Urheber. Die Mitglied­
staaten können vorsehen, daß weitere Personen als Mitur­
heber des Werks gelten .

KAPITEL II

SATELLITENRUNDFUNK

Artikel 2

Senderecht

Gemäß den Bestimmungen dieses Kapitels sehen die
Mitgliedstaaten für den Urheber das ausschließliche Recht
vor, die öffentliche Wiedergabe von urheberrechtlich
geschützten Werken über Satellit zu erlauben .

Artikel 3

dual-Kommunikation vorbehalten sind. Im letzteren Fall
muß jedoch der Individualempfang der Signale unter
Bedingungen erfolgen, die den Bedingungen im ersteren
Fall vergleichbar sind.

(2) a) Für die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet „öffent­
liche Wiedergabe über Satellit" die Handlung, mit
der unter der Kontrolle des Sendeunternehmens
und auf dessen Verantwortung die programmtra­
genden Signale, die für den öffentlichen Empfang
bestimmt sind, in eine ununterbrochene Kommu­
nikationskette, die zum Satelliten und zurück zur
Erde führt, eingegeben werden.

b) Die öffentliche Wiedergabe über Satellit findet nur
in dem Mitgliedstaat statt, in dem die programm­
tragenden Signale unter der Kontrolle des
Sendeunternehmens und auf dessen Verantwortung
in eine ununterbrochene Kommunikationskette
eingegeben werden, die zum Satelliten und zurück
zur Erde führt.

c) Sind die programmtragenden Signale kodiert, so
liegt eine öffentliche Wiedergabe über Satellit
unter der Voraussetzung ' vor, daß die Mittel zur
Dekodierung der Sendung durch das Sendeunter­
nehmen selbst oder mit seiner Zustimmung der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden sind .

d) Findet eine öffentliche Wiedergabe über Satellit in
einem Drittstaat statt, in dem das in Kapitel II
vorgesehene Schutzniveau nicht gewährleistet ist,
so gilt folgendes :

i) Werden die programmtragenden Signale von
einer in einem Mitgliedstaat gelegenen aussen­
denden Erdfunkstation an den Satelliten
geleitet, so gilt, daß die öffentliche Wiedergabe
über Satellit in diesem Mitgliedstaat stattge­
funden hat, und die in Kapitel II vorgesehenen
Rechte sind gegenüber der Person ausübbar, die
die aussendende Erdfunkstation betreibt.

ii) Wenn keine in einem Mitgliedstaat gelegene
aussendende Erdfunkstation verwendet wird, ein
in einem Mitgliedstaat niedergelassenes
Sendeunternehmen die öffentliche Wiedergabe
jedoch in Auftrag gegeben hat, so gilt, daß die
Wiedergabe in dem Mitgliedstaat stattgefunden
hat, in dem das Sendeunternehmen seine
Hauptniederlassung innerhalb der Gemeinschaft
hat, und die in Kapitel II vorgesehenen Rechte
sind gegenüber dem Sendeunternehmen
ausübbar.

(3) Für die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet „Kabel­
weiterverbreitung" die zeitgleiche, unveränderte und voll­
ständige Weiterverbreitung einer drahtlosen oder drahtge­
bundenen, erdgebundenen oder durch Satellit übermit­
telten Erstsendung von Fernseh- oder Hörfunkpro­
grammen, die zum öffentlichen Empfang bestimmt sind,
aus einem anderen Mitgliedstaat durch Kabel- oder
Mikrowellensysteme.

(4) Für die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet „Verwer­
tungsgesellschaft" jede Organisation, die Urheber- oder

Erwerb von Senderechten

(1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Erlaubnis
nach Artikel 2 ausschließlich vertraglich erworben werden
kann .

(2) Ein Mitgliedstaat kann vorsehen, daß ein kollektiver
Vertrag, den eine Verwertungsgesellschaft mit einem
Sendeunternehmen für eine bestimmte Gruppe von
Werken geschlossen hat, auf Rechtsinhaber derselben
Gruppe, die nicht durch die Verwertungsgesellschaft
vertreten sind, unter der Voraussetzung ausgedehnt
werden kann, daß

— gleichzeitig mit der öffentlichen Wiedergabe über
Satellit von demselben Sendeunternehmen über
erdgebundene Systeme gesendet wird und

— der nicht vertretene Rechtsinhaber jederzeit die
Ausdehnung des kollektiven Vertrags auf seine Werke
ausschließen und seine Rechte entweder individuell
oder kollektiv wahrnehmen kann.

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf Filmwerke
einschließlich der Werke, die durch ein ähnliches
Verfahren wie Filmwerke geschaffen worden sind.

(4) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
die Ausdehnung eines kollektiven Vertrages gemäß
Absatz 2 vor, so teilt dieser Mitgliedstaat der Kommission
mit, welche Sendeunternehmen diese Rechtsvorschriften
in Anspruch nehmen können. Die Kommission veröf­
fentlicht diese Angaben im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften (Reihe C).



Nr. L 248/20 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 6. 10 . 93

rechte zwischen den Koproduzenten nach geographi­
schen Bereichen für alle Mittel der öffentlichen Wieder­
gabe ohne Unterscheidung zwischen der auf die öffent­
liche Wiedergabe über Satellit anwendbaren Regelung
und den auf andere Ubertragungswege anwendbaren
Bestimmungen vor und würde die öffentliche Wiedergabe
der Koproduktion über Satellit die Exklusivrechte, insbe­
sondere die sprachlichen Exklusivrechte eines der Kopro­
duzenten oder seiner Rechtsnachfolger in einem
bestimmten Gebiet beeinträchtigen, so ist für die Geneh­
migung der öffentlichen Wiedergabe über Satellit durch
einen der Koproduzenten oder seine Rechtsnachfolger die
vorherige Zustimmung des Inhabers dieser Exklusivrechte
— unabhängig davon, ob es sich um einen Koprodu­
zenten oder einen Rechtsnachfolger handelt — erfor­
derlich .

Artikel 4

Rechte der ausübenden Künstler, der Tonträgerher­
steller und der Sendeunternehmen

( 1 ) Für die Zwecke der öffentlichen Wiedergabe über
Satellit sind die Rechte der ausübenden Künstler, der
Tonträgerhersteller und der Sendeunternehmen gemäß
den Artikeln 6, 7, 8 und 10 der Richtlinie 92/ 100/EWG
geschützt.

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 sind „drahtlos übertra­
gene Rundfunksendungen" gemäß der Richtlinie
92/100/EWG so zu verstehen, daß sie die öffentliche
Wiedergabe über Satellit umfassen .

(3) Im Hinblick auf die Ausübung der in Absatz 1
genannten Rechte gelten Artikel 2 Absatz 7 und Artikel
12 der Richtlinie 92/100/EWG.

Artikel 5

Beziehung zwischen Urheberrecht und verwandten
Schutzrechten

Der Schutz der dem Urheberrecht verwandten Schutz­
rechte gemäß dieser Richtlinie läßt den Schutz der Urhe­
berrechte unberührt und beeinträchtigt ihn in keiner
Weise .

KAPITEL III

KABELWEITERVERBREITUNG

Artikel 8

Kabelweiterverbreitungsrecht

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Kabel­
weiterverbreitung von Rundfunksendungen aus anderen
Mitgliedstaaten in ihrem Staatsgebiet unter der Beachtung
der anwendbaren Urheberrechte und verwandten Schutz­
rechte und auf der Grundlage individueller oder kollek­
tiver Verträge zwischen den Urheberrechtsinhabern, den
Leistungschutzberechtigten und den Kabelunternehmen
erfolgt .

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 können die Mitglied­
staaten am 31 . Juli 1991 bestehende oder nach einzel­
staatlichem Recht ausdrücklich vorgesehene Regelungen
für gesetzliche Lizenzen bis zum 31 . Dezember 1997
beibehalten .

Artikel 9

Ausübung des Kabelweiterverbreitungsrechts

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß das Recht der
Urheberrechtsinhaber und der Inhaber verwandter
Schutzrechte, einem Kabelunternehmen die Erlaubnis zur
Kabelweiterverbreitung zu erteilen oder zu verweigern,
nur durch Verwertungsgesellschaften geltend gemacht
werden kann .

(2) Hat ein Rechtsinhaber die Wahrnehmung seiner
Rechte keiner Verwertungsgesellschaft übertragen, so gilt
die Verwertungsgesellschaft, die Rechte der gleichen Art
wahrnimmt, als bevollmächtigt, seine Rechte wahrzu­
nehmen. Nimmt mehr als eine Verwertungsgesellschaft
Rechte dieser Art wahr, so steht es dem Rechtsinhaber
frei , unter diesen Verwertungsgesellschaften diejenige
auszuwählen, die als zur Wahrung seiner Rechte bevoll­
mächtigt gelten soll . Für einen Rechtsinhaber im Sinne
dieses Absatzes ergeben sich aus der Vereinbarung
zwischen dem Kabelunternehmen und der Verwertungs­
gesellschaft, die als bevollmächtigt zur Wahrung seiner
Rechte gilt, die gleichen Rechte und Pflichten wie für

Artikel 6

Mindestschutz

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können für die Inhaber von
dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten weiterge­
hende Schutzvorschriften vorsehen als die, die in Artikel
8 der Richtlinie 92/100/EWG vorgeschrieben sind.

(2) Die Mitgliedstaaten beachten bei Anwendung von
Absatz 1 die Definitionen des Artikels 1 Absätze 1 und 2.

Artikel 7

Übergangsbestimmungen
( 1 ) Hinsichtlich der zeitlichen Anwendbarkeit der in
Artikel 4 Absatz 1 dieser Richtlinie genannten Rechte gilt
Artikel 13 Absätze 1 , 2, 6 und 7 der Richtlinie 92/100/
EWG. Artikel 13 Absätze 4 und 5 der Richtlinie
92/ 100/EWG gilt sinngemäß.

(2) Für Verträge über die Verwertung der Werke und
anderer urheberrechtlich geschützter Gegenstände, die zu
dem in Artikel 14 Absatz 1 genannten Zeitpunkt bereits
bestehen, gelten Artikel 1 Absatz 2 sowie die Artikel 2
und 3 ab 1 . Januar 2000, sofern diese Verträge nach
diesem Zeitpunkt ablaufen .

(3) Sieht ein Vertrag über internationale Koproduktion,
der vor dem in Artikel 14 Absatz 1 genannten Zeitpunkt
zwischen einem Koproduzenten eines Mitgliedstaats und
einem oder mehreren Koproduzenten aus anderen
Mitgliedstaaten oder Drittländern geschlossen worden ist,
ausdrücklich eine Regelung zur Aufteilung der Nutzungs­
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aufnehmen und diese Verhandlungen nicht ohne triftigen
Grund be- oder verhindern.

(2) Verfügt ein Mitgliedstaat zu dem in Artikel 14
Absatz 1 genannten Zeitpunkt über eine für sein Hoheits­
gebiet zuständige Stelle, der die Fälle unterbreitet werden
können, in denen das Recht der öffentlichen Weiterver­
breitung eines Programms durch Kabel in diesem
Mitgliedstaat ohne stichhaltigen Grund verweigert oder
von einem Sendeunternehmen zu unangemessenen
Bedingungen angeboten worden ist, so kann er diese
Stelle beibehalten .

(3) Absatz 2 gilt für eine Ubergangszeit von acht
Jahren, gerechnet ab dem in Artikel 14 Absatz 1
genannten Zeitpunkt.

KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 13

Kollektive Wahrnehmung von Rechten
Die Regelung der Tätigkeit von Verwertungsgesell­
schaften durch die Mitgliedstaaten bleibt von dieser
Richtlinie unberührt .

Artikel 14

Schlußbestimmungen
( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie bis zum 1 . Januar 1995 nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.
Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen.

(3) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament,
dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß späte­
stens zum 1 . Januar 2000 einen Bericht über die Anwen­
dung dieser Richtlinie vor und unterbreitet gegebenenfalls
Vorschläge zur Anpassung der Richtlinie an die Entwick­
lungen im Rundfunk- und Fernsehsektor.

Artikel 15

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 27. September 1993.

Rechtsinhaber, die diese Verwertungsgesellschaft bevoll­
mächtigt haben ; er kann diese Rechte innerhalb eines
von dem betreffenden Mitgliedstaat festzulegenden Zeit­
raums geltend machen, der, gerechnet vom Zeitpunkt der
Kabelweiterverbreitung an, die sein Werk oder andere
urheberrechtlich geschützte Gegenstände umfaßt, nicht
kürzer als drei Jahre sein darf .
(3) Ein Mitgliedstaat kann vorsehen, daß bei einem
Rechtsinhaber, der die Erstsendung eines Werks oder
eines anderen urheberrechtlich geschützten Gegenstands
im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats gestattet, davon
ausgegangen wird, daß er damit einverstanden ist, seine
Kabelweiterverbreitungsrechte nicht auf individueller
Grundlage, sondern gemäß dieser Richtlinie auszuüben .

Artikel 10

Ausübung des Kabelweiterverbreitungsrechts durch
Sendeunternehmen

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß Artikel 9 auf die
Rechte, die ein Sendeunternehmen in bezug auf seine
eigenen Sendungen geltend macht, keine Anwendung
findet, wobei es unerheblich ist, ob die betreffenden
Rechte eigene Rechte des Unternehmens sind oder ihm
durch andere Urheberrechtsinhaber und/oder Inhaber
verwandter Schutzrechte übertragen worden sind.

Artikel 11

Vermittler

( 1 ) Kommt keine Vereinbarung über die Erteilung
einer Erlaubnis zur Kabelweiterverbreitung einer Rund­
funksendung zustande, so gewährleisten die Mitglied­
staaten, daß jeder der Beteiligten einen oder mehrere
Vermittler anrufen kann.

(2) Die Vermittler haben die Aufgabe, Verhandlungs­
hilfe zu leisten . Sie können den Beteiligten auch
Vorschläge unterbreiten.
(3) Erhebt keine der Parteien innerhalb von drei
Monaten nach Übermittlung eines Vorschlags nach
Absatz 2 Einwände gegen diesen Vorschlag, so gilt dieser
als von den Parteien angenommen. Der Vorschlag sowie
jedweder Einwand dagegen ist den betreffenden Parteien
nach den für die Zustellung von Rechtsdokumenten
geltenden Regeln zuzustellen .
(4) Bei der Auswahl der Vermittler ist sicherzustellen,
daß diese die volle Gewähr für Unabhängigkeit und
Unparteilichkeit bieten.

Artikel 12

Verhinderung des Mißbrauchs von Verhandlungs­
positionen

(1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen durch entsprechende
zivil- oder verwaltungsrechtliche Vorschriften dafür, daß
die Beteiligten Verhandlungen über die Erlaubnis der
Kabelweiterverbreitung nach Treu und Glauben

Im Namen des Rates

Der Präsident

R. URBAIN
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